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schlaggebend soll nicht sein, ob der einzelne Demonstrant 
durch ein „unfriedliches“ Verhalten den vom Grundgesetz 
für die Ausübung des Demonstrationsrechts gesetzten Rah­
men überschritten hat; vielmehr würde allein schon die Teil­
nahme an einer von der Polizei aufgelösten (und möglicher­
weise von einer winzigen Minderheit gestörten) Demonstra­
tion für eine Strafverfolgung ausreichen. Lediglich der sog. 
Abwiegler, d. h. der aktiv gegen Gewalttätigkeiten einschrei­
tende Demonstrant, soll straffrei bleiben, aber auch nur dann, 
wenn er dies gegenüber den Strafverfolgungsbehörden be­
weisen kann. Weitere Vorhaben sind darauf gerichtet, bereits 
die sog. passive Bewaffnung (z. B. durch Benutzung von 
Schutzhelmen) und die zum Schutz gegen die polizeiliche 
Registrierung erfolgende Unkenntlichmachung („Vermum­
mung“) von Demonstranten zum Straftatbestand zu erklären.

Das Ziel der Gesetzesänderung besteht ganz offensicht­
lich darin, nicht einzelne Gewalttäter zu treffen16, sondern 
die Ausübung des Versammlungs- und Demonstrationsrechts 
als eine der wichtigsten Formen demokratischer Willens­
äußerung mit dem Risiko strafrechtlicher Verfolgung zu be­
lasten und soweit als möglich aus dem politischen Leben aus­
zuschalten. Wenn der langjährige rechtspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Fraktion im Bundestag, Hans H. Klein, die 
Ansicht vertritt, „daß schon die bloße Teilnahme an einer 
unfriedlichen Versammlung wohlverstandenen staatsbürger­
lichen Pflichten widerspricht, weil eine solche Versammlung 
notwendig den freien Prozeß der politischen Willensbildung 
des Volkes verfälscht“17, so will er eine solche Willensbildung 
im wesentlichen auf die etablierten Formen des bürgerlichen 
Parlamentarismus beschränkt sehen. Der staatskritische 
Bürger soll das ihm von den herrschenden Kräften zugestan­
dene „Recht auf politische Teilhabe“ als Verpflichtung zur 
politischen Abstinenz verstehen, sofern er nicht bereit ist, 
sich dem übergeordneten Staatsinteresse unterzuordnen.

Ausbau des polizeilichen Maßnahmerechts 
gegen Demonstranten

Der Ausbau des politischen Strafrechts ist eng mit der Ver­
vollkommnung des polizeilichen Maßnahmerechts verbunden. 
So ist nach dem von der Konferenz der Länderinnenminister 
der BRD am 25. November 1977 beschlossenen „Musterent­
wurf für ein einheitliches Polizeigesetz des Bundes und der 
Länder“, nach dessen Vorbild in den letzten Jahren eine 
Reihe von Polizeigesetzen der Länder neu gefaßt wurde, das 
polizeiliche Eingreifen nicht mehr wie bisher an das Vorlie­
gen einer „konkreten Gefahr“ gebunden.18 Damit eröffnet 
sich die Möglichkeit, polizeiliches Handeln weit ins Vorfeld 
von Gefahrensituationen zu verlagern.

In der BRD ist es zur üblichen Praxis geworden, schon 
zu Demonstrationen anreisende Personen zu registrieren und 
zu durchsuchen sowie von ihnen mitgeführte Agitationsma­
terialien zu beschlagnahmen. Gegen Massendemonstrationen 
(wie etwa gegen den Bau der NATO-Startbahn West auf dem 
Flughafen Frankfurt a. M.) werden vielfach große, mit 
Schlagstöcken und schwerem Gerät (z. B. Wasserwerfern) 
ausgerüstete Polizeiformationen bereits zu einem Zeitpunkt 
aufgeboten, da es noch gar nicht absehbar ist, ob es zu Aus­
schreitungen kommen wird.

Die polizeiliche Repression wird durch Anwendung von 
Verwaltungsmaßnahmen zur Ausübung ökonomischen 
Drucks noch verstärkt. So wurde in einer Reihe von CDU/ 
CSU-regierten Bundesländern durch Rechtsverordnungen 
festgelegt, daß Demonstranten für die Kosten der gegen sie 
durchgeführten Polizeieinsätze haftbar gemacht werden kön­
nen.16 Auch das über den Demonstranten schwebende Damo­
klesschwert, für den Ersatz von Sachschäden in Anspruch ge­
nommen zu werden, die angeblich während Demonstrationen 
verursacht wurden, soll die Bereitschaft der Bürger vermin­
dern, überhaupt an politischen Massenaktionen teilzuneh­
men. „Wo für den einzelnen ein unvorhersehbares und un­
kalkulierbares Demonstrationskostenrisiko geschaffen wird, 
erleidet die Freiheit, sich zu versammeln (Art. 8 GG), er­
hebliche Einbußen.“20

Perfektionierter Staatsschutz und 
wachsende demokratische Protestbewegung

Der mit Hilfe straf- und polizeirechtlicher Mittel vorange­
triebene „vorbeugende“ Schutz der imperialistischen Macht­
verhältnisse wird durch zahlreiche grundrechtsbeschrän­
kende Aktivitäten der staatlichen Exekutive ergänzt. Dazu 
gehört insbesondere, demokratische Organisationen und ihre 
Mitglieder in den jährlich vom Bundesinnenminister ver­

öffentlichten Verfassungsschutzberichten als „verfassungs­
feindlich“ und „linksextremistisch“ zu diffamieren und da­
mit in die „Grauzone einer Halblegalität“ zu rücken.21 Eine 
Konsequenz ist die Praxis der Berufsverbote, die bis Ende 
1983 zur „Überprüfung“ von etwa 6,4 Millionen Bürgern und 
zum Ausspruch von 6 779 Berufsverboten geführt hat.22

Die mit solchen Maßnahmen verbundene Eliminierung der 
demokratischen Substanz der politischen Grundrechte bringt 
die bürgerliche Grundrechtstheorie und -praxis zunehmend 
in ein Dilemma. Einerseits ist man bestrebt, die politischen 
Grundrechte als Ausdruck der Teilhabe der Bürger am poli­
tischen Entscheidungsprozeß auszugeben. Andererseits kann 
von den Bürgern kaum noch eingeschätzt werden, inwieweit 
die Ausübung politischer Grundrechte noch „verfassungs­
konform“, d. h. mit den herrschenden Ordnungsvorstellungen 
vereinbar, oder bereits als „verfassungsfeindlich“ verfolgbar 
ist. Dies schränkt die beabsichtigte ideologische Ausstrah­
lungskraft dieser Rechte zwangsläufig ein.

Während die konservativen Kräfte bestrebt sind, die 
politischen Grundrechte im Rahmen ihrer Wende nach rechts 
weiter zu beschneiden, „(beantwortet) in wachsendem Aus­
maß insbesondere die junge Generation die Politik der Herr­
schenden durch lautstarken Protest, durch eigenes Han­
deln“.23 Die bewußtere Ausübung der demokratischen Rechte, 
vor allem durch junge Gewerkschafter und Mitglieder der 
Friedensbewegung, zeigt sich besonders darin, daß sie die 
Verteidigung dieser Rechte mit der Suche und Anwendung 
neuer Formen einer offensiven Grundrechtsverwirklichung 
verbinden. Beispiele dafür bieten solche Aktionsformen der 
Friedensbewegung wie die Durchführung von „Friedens­
ketten“ und bundesweiten Protestmärschen oder die anläß­
lich der Wahlen zum „Europäischen Parlament“ im 
Juni 1984 organisierte Volksbefragung über die Raketensta­
tionierung. An der Volksbefragung beteiligten sich rund 
5,2 Millionen Bundesbürger, von denen sich 88 Prozent für 
den sofortigen Stopp der Stationierung und den Abbau der 
bereits in der BRD stationierten US-Raketen aussprachen.24 
Diese gegen den Widerstand der rechten Kräfte erfolgreich 
geführte Aktion verlieh der Friedensbewegung neuen Auf­
schwung und manifestierte eindrucksvoll, daß der von der 
BRD-Regierung verfolgte Raketenrüstungskurs von der über­
wältigenden Mehrheit der Bevölkerung abgelehnt wird.
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Am 19. und 20. Mörz 1985 findet Im Deutschen Hygiene-Museum In Dresden 
die 9. Fachtagung Arbeitsschutz statt. Zu ihr laden ein das Zentralinstitut für 
Arbeitsschutz beim Staatssekretariat für Arbeit und Löhne, die Forschungs­
gemeinschaft Arbeitsschutz, die Gesellschaft für Arbeitshygiene und Arbeits­
schutz der DDR und die Zentrale Arbeitsgemeinschaft Arbeitsschutz beim Prä­
sidium der Kammer der TechnHt.

Im Mittelpunkt dieser Weiterbildungsveranstaltung stehen der Erfahrungs­
austausch und die Verallgemeinerung der besten Methoden bei der weiteren 
Erhöhung des Niveaus der Arbeitssicherheit. Nach Vortrögen zu dieser Thema­
tik im Plenum sind Diskussionen in folgenden drei Arbeitskreisen vorgesehen:
— Gewährleistung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie Brandschutzes 

bei der Modernisierung der Grundmittel, insbesondere beim Eigenbau von 
Rationalisierungsmitteln,

— Einbeziehung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes sowie des Brandschut­
zes In die Leitungstätigkeit in Kombinaten und Betrieben,

— Durchsetzung des arbeitsschutzgerechten Verhaltens im Betrieb. 
Teilnahmemeldungen sind bis zum 31. Januar 1985 zu richten an: Zentral­

institut für Arbeitsschutz, 8020 Dresden, Gerhart-Hauptmann-Str. 1.
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